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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Viertes Bonner Frühstücksforum 
zur Entwicklungspolitik 

Am 11. März 2008 fand in Bonn-Bad Godes-

berg das 4. Entwicklungspolitische Früh-

stücksforum der KAS mit Vertretern deut-

scher Regierungs- und Nichtregierungsor-

ganisationen statt. In das Thema „Men-

schenrechtliche Konditionierung der Ent-

wicklungszusammenarbeit (EZ)“ führte 

diesmal Günter Nooke ein, Beauftragter der 

Bundesregierung für Menschenrechtspolitik 

und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt. 

Nachdem am Montag, 10. März 2008, der 

neue Aktionsplan für Menschenrechte des 

BMZ vorgestellt wurde, durch den die bishe-

rigen Maßnahmen der Bundesregierung zur 

Stärkung der Menschenrechte in der Ent-

wicklungspolitik gebündelt und konkretisiert 

werden sollen, ging es beim Bonner Früh-

stücksforum der KAS um die Frage, wie effi-

zient das menschenrechtliche Engagement 

der Geberländer in Entwicklungsländern 

überhaupt sein kann. Wie erfolgreich kann 

Menschrechtspolitik in den Partnerländern 

umgesetzt werden? Welche Partnerländer 

und welche Partner sollten unterstützt wer-

den? Und welche Art von Unterstützung ist 

am nachhaltigsten? 

Nach Ansicht von Günter Nooke scheint 

multilaterale Zusammenarbeit, bei der die 

Verantwortlichkeiten der verschiedenen Ge-

ber nicht mehr klar definiert seien, jeden-

falls nicht der Schlüssel für die Wahrung der 

Menschenrechte zu sein. Nooke stellte zur 

Debatte, ob die internationale Gemeinschaft 

nicht besser wieder zu mehr bilateralen 

Partnerschaften zurückkehren sollte, in dem 

Sinne, dass bilateral Staaten sogenannte 

„Patenschaften“ übernehmen könnten. 

Durch langjährige Partnerschaften könnte 

die Einhaltung von vereinbarten Bedingun-

gen in Bezug auf die Menschenrechte besser 

beobachtet werden („Ergebniskontrolle“). 

Das zeige zum Beispiel auch die Partner-

schaft zwischen Ruanda und Rheinland-

Pfalz. 

Im Konflikt mit dieser Idee steht allerdings 

seit Anfang der 1990er Jahre das Postulat 

nach mehr Eigenverantwortung der Partner. 

Die Partnerländer seien selbst verantwort-

lich für ihre Entwicklung. Geberländer könn-

ten sie hierbei lediglich begleiten. Wenn 

Partnerregierungen ihre entwicklungspoliti-

sche und menschenrechtliche Verantwor-

tung nicht wahrnehmen, müssten die 

OECD-Länder eben verstärkt mit gesell-

schaftlichen Akteuren zusammenarbeiten. 

Hier leisteten insbesondere Nichtregie-

rungsorganisationen wie die politischen Stif-

tungen einen wichtigen Beitrag. 

Gibt es ein Dilemma zwischen Konditionie-

rung und Eigenverantwortung der Partner? 

Beides. Es sei wichtig, dass die Menschen-

rechte immer stärker in den Fokus der 

deutschen und europäischen Entwicklungs-

politik rückten. Im Kontext der operativen 

EZ müssten Entwicklungspolitik und Men-

schenrechte immer enger verzahnt werden. 

Die Verwirklichung der allgemeinen Mensch-

rechte sei eine unverzichtbare Vorausset-

zung dafür, dass im Rahmen der internatio-

nalen Entwicklungszusammenarbeit zu 

mehr Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden 

beigetragen werden könne.  

Entscheidend sei tatsächlich die Frage, ob 

die Partnerregierungen die Wahrung der 

Menschenrechte als eine bindende Eigen-

verantwortung ansähen. In den Ländern, wo 

sich diese Einsicht noch nicht durchgesetzt 

habe, müsse im Rahmen eines partner-

schaftlichen Politikdialogs die Sicherung und 

Umsetzung der Menschenrechte eingefor-

dert werden. 


